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7. Beurlaubung von Beamten ohne Dienstbezüge - Defizite 
beseitigen 

 
In Einzelfällen verstießen Ressorts durch die Bewilligung bean
tragter Beurlaubungen gegen geltende Bestimmungen. 
 
Sachgerechte und dokumentierte Prüfungen der Tatbestands-
voraussetzungen sind bei Beurlaubungen die Ausnahme. Teil
weise gewährten die Ressorts Beurlaubungen über mehr als 
10 Jahre. Diese erfolgten ohne erkennbare Prüfung, ob dienstliche 
Belange entgegenstehen und Ermessenserwägungen angestellt 
wurden. 
 
Vereinzelt wurden Beamte während einer laufenden Beurlaubung 
befördert. Einheitliche und restriktive Vorgaben für die Ressorts 
existieren nicht. Die Staatskanzlei sollte die Personalpraxis in 
der Landesverwaltung daher kritisch prüfen und für alle Res
sorts einheitliche Regelungen vorgeben. 
 
Die Ressorts müssen geltende Bestimmungen einhalten und die 
Bearbeitungsqualität verbessern. Durch Beurlaubungen entste
hende finanzielle Auswirkungen bei der Versorgung müssen 
stärker in den Blick genommen werden. 
 

7.1 Ausgangslage  
 
Beamten kann auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge gewährt werden 
(Beurlaubung). Während der Beurlaubung besteht das Beamtenverhältnis 
mit den wesentlichen Rechten und Pflichten fort. Lediglich von der Dienst
leistungspflicht ist der Beamte entbunden. 
 
Für Beurlaubungen existiert eine Vielzahl von Anspruchsgrundlagen in 
unterschiedlichen Gesetzen: 
 
Das Landesbeamtengesetz (LBG)1 sieht unter anderem eine sachgrundlose 
Beurlaubungsmöglichkeit von bis zu 6 Jahren2 vor. Weitere Beurlau
bungsmöglichkeiten bestehen bei bestimmten familiären Voraussetzun
gen3 und ab der Vollendung des 50. Lebensjahres.4 Beabsichtigt ein Be
amter, eine der oben genannten Beurlaubungsmöglichkeiten zu nutzen, 

 
1 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 26.03.2009, zuletzt geändert am 13.12.2023, (GVOBl. 

Schl. H. S. 634). 
2 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 1 LBG. 
3 Vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 2 LBG. 
4 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG (Altersurlaub). 
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muss ihn der Dienstherr auf die Folgen für seine Ansprüche aufgrund be
amtenrechtlicher Regelungen hinweisen.1 § 65 LBG regelt zudem grund
sätzlich, dass kumulierter Urlaub nach den oben genannten Beurlaubungs
tatbeständen die Dauer von maximal 17 Jahren nicht überschreiten darf.2 
 
Die Sonderurlaubsverordnung (SUVO)3 sieht ergänzend weitere Beurlau
bungsmöglichkeiten vor, unter anderem in „besonderen Fällen“4 sowie zur 
Übernahme einer Lehrtätigkeit an deutschen Auslandsschulen, Europa
schulen oder im Nordschleswigschen Schuldienst.5 
 

7.2 Wesentliche Prüfungsergebnisse: Viel Potenzial für Verbesserungen  
 
Das Dienstleistungszentrum Personal Schleswig-Holstein (DLZP) kann mit 
der Software KoPers auswerten, wie viele Beamte auf Basis welcher 
Urlaubstatbestände für welchen Zeitraum beurlaubt wurden. Grundvoraus
setzung dafür ist, dass die Personalsachbearbeiter der Ressorts die Daten 
ordnungsgemäß in KoPers eingeben. 
 
Dies erfolgt nicht durchgehend. 
 
Insgesamt 67 Personalfälle6 aus den Ressorts wurden auf Basis einer 
vom DLZP erstellten Gesamtliste aller Beurlaubungen ab dem 01.01.2019 
geprüft. 
 
Bereits die Sichtung der Gesamtliste zeigte, dass zum Teil 
 
• die zugrundeliegenden Urlaubstatbestände nicht und 
• Zeiträume offenkundig7 falsch eingetragen wurden. 
 
Ergänzend teilten Ressorts mit, dass es nicht der dortigen Verwaltungs
praxis entspreche, Beurlaubungen kürzerer Dauer bei KoPers einzugeben.8 
 
Eine verlässliche Auswertung von Beurlaubungen aus KoPers ist mangels 
lückenloser Erfassung daher nicht möglich. 
 

 
1 Vgl. § 66 Abs. 1 LBG. 
2 Teilzeitbeschäftigungen mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit sind eben

falls auf die Höchstfrist anzurechnen. 
3 Sonderurlaubsverordnung (SUVO) vom 29.11.2018, GVOBl. Schl. H. 2018 S 796, zuletzt 

geändert am 14.12.2021, GVOBl. Schl. H. S. 1546. 
4 Vgl. § 19 SUVO. 
5 Vgl. § 17 SUVO. 
6 Den Personalfällen lagen teilweise mehrere Beurlaubungen zugrunde. In diesen Fällen 

wurden alle Beurlaubungen geprüft. 
7 Vielfach wurden etwa Beurlaubungen bis ins Jahr 2098 und 2099 angegeben. 
8 Vorrangig betroffen sind Beurlaubungsfälle, in denen Dienstbezüge fortgezahlt werden. 
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Von 67 geprüften Personalfällen waren lediglich 9 fehlerfrei. Bei den 58 feh-
lerhaften Fällen wurden in 30 Fällen Ermessenserwägungen entweder nicht 
angestellt oder zumindest nicht dokumentiert. Weitere Fehler waren unter 
anderem: 
 
• Es erfolgten Beurlaubungen auf Basis nicht anwendbarer Tatbestände. 
• Entgegenstehende dienstliche Interessen wurden - insbesondere im 

Hinblick auf die Länge der Beurlaubung - nicht geprüft. 
• Vorgesehene Hinweispflichten wurden nicht eingehalten. 
 
Feststellungen ergaben sich überdies zu Beförderungen, die während noch 
laufender Beurlaubungen erfolgten, und zu versorgungsrechtlichen Aspek
ten. 
 

7.2.1 Beurlaubungstatbestände - einschlägige Norm erfassen und richtig 
anwenden 
 
Der LRH hat festgestellt, dass bei der Bearbeitung der Beurlaubungs-
anträge in den Ressorts verschiedene Fehler aufgetreten sind. 
 
Vereinzelt versäumten es die Ressorts, gesetzgeberische Änderungen in 
der Sachbearbeitung unmittelbar nachzuvollziehen. So bewilligte das Innen-
ministerium einen Beurlaubungsantrag mehr als 10 Monate nach Inkraft
treten einer novellierten Regelung auf Basis der nicht mehr existierenden 
Norm. 
 
Der Beurlaubungstatbestand des § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG (Altersurlaub) sieht 
eine Prüfung vor, ob dienstliche Belange der Beurlaubung entgegenstehen. 
Erst wenn dies nicht der Fall ist, darf eine Ermessensentscheidung über 
den Antrag getroffen werden. 
 
Nur in wenigen Fällen war erkennbar, dass eine Prüfung möglicher entge
genstehender dienstlicher Belange stattgefunden hat. Soweit Akten Ver-
merke über eine Tatbestandsprüfung enthielten, deuteten Formulierungen 
wie „ist zu gewähren“ darauf hin, dass Ermessenerwägungen nicht ange
stellt wurden. Im Ergebnis wurde kein Beurlaubungsantrag wegen entge
genstehender dienstlicher Belange endgültig abgelehnt. 
 

7.2.2 Hinweispflichten - ordnungsgemäß erfüllen 
 
Den nach § 66 Abs. 1 LBG vorgeschriebenen Hinweispflichten genügten 
die Ressorts in keinem der geprüften Personalfälle vollumfänglich. 
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Nur im Bildungsministerium war aufgrund des dort verwendeten Beurlau
bungsvordrucks nachweisbar, dass auf beamtenrechtliche Folgen vor der 
Stellung des Beurlaubungsantrags hingewiesen wurde. Der Vordruck deckt 
die Hinweispflichten allerdings nicht vollständig ab: Unter anderem geht er 
nicht auf die laufbahnrechtlichen Folgen und die Auswirkungen für (Erho
lungs-) Urlaubsansprüche ein. 
 
Die oben geschilderte Feststellung ist bedenklich: Verletzt der Dienstherr 
seine Hinweispflichten, kann der Beamte gestellte Beurlaubungsanträge ge
gebenenfalls wegen Irrtums anfechten oder wegen Nichterfüllung der Hin
weispflichten Schadenersatzforderungen stellen.1 
 

7.2.3 Beurlaubungszeiträume - zulässige Länge hinterfragen 
 
Bereits laufende Beurlaubungen wurden von den Ressorts häufig verlän
gert. 
 
Durch einzelne oder die Kombination verschiedener Beurlaubungstatbe
stände gewährten Ressorts in mehreren Fällen durchgehende Beurlau
bungen von mehr als 10 Jahren. 
 
In einem Fall wurde eine Beamtin - aufgrund der Beurlaubung für den 
Schuldienst in Nordschleswig - für einen durchgehenden Zeitraum von ins-
gesamt 40 Jahren beurlaubt.2 Eine weitere Beamtin der Steuerverwaltung 
wird aufgrund von Elternzeiten und bereits genehmigten Beurlaubungen 
für einen Zeitraum von 31 Jahren keinen aktiven Dienst versehen. Die 
Steuerverwaltung bewilligte hier eine Überschreitung der Beurlaubungs
höchstdauer von 17 Jahren unter anderem mit dem Argument, dass nach 
der bereits längeren Abwesenheit eine Rückkehr in den Dienst nicht zu
mutbar sei. 
  
Der LRH erkennt an, dass es im Einzelfall Gründe für lange Beurlaubungs-
zeiten geben kann und Beurlaubungen auch im Interesse des Landes sein 
können. 
 
Gleichwohl: Langfristige Beurlaubungen stehen im Spannungsfeld mit den 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums.3 Sie erschweren 
eine Wiedereingliederung in den Dienstbetrieb und führen selbst bei sehr 

 
1  Vgl. beispielhaft BVerwG, Beschluss vom 29.06.2016 - 2 B 118.15. 
2  Bei Lehrkräften für den Schuldienst in Nordschleswig ist - anders als bei Auslandsdienst

lehrkräften oder Ortslehrkräften - nicht vorgesehen, dass während der Beurlaubung ledig
lich ein hälftiger Versorgungszuschlag vom Bund gezahlt wird (vgl. dazu Tz. 7.2.5). Der 
Bund trägt die Aufwendungen vollständig. 

3  Grundsatz der Hauptberuflichkeit und Grundsatz des vollen persönlichen Einsatzes.  
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langen Beurlaubungszeiten nicht dazu, dass die festgelegte Mindestver
sorgung im Ruhestand unterschritten wird. 
 
Bei Beurlaubungstatbeständen, die den Ressorts eine Ermessensentschei-
dung einräumen, konnte in keinem Fall festgestellt werden, dass die Länge 
der bereits bestehenden Beurlaubungen in die Erwägungen eingeflossen 
ist und zu einer Ablehnung des Antrags führte. 
 

7.2.4 Beförderungen während der Beurlaubungen - restriktiv und einheit
lich handhaben 
 
Teilweise erfolgten Beförderungen während einer laufenden Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge. Die Kommentierung zum LBG1 weist darauf hin, dass 
es unter bestimmten Voraussetzungen der Personalpraxis der Landesver
waltung entspreche, Beförderung während einer Beurlaubung ohne Dienst-
bezüge vorzunehmen. 
 
Eine für alle Ressorts verbindliche Vorgabe für diese Personalpraxis wurde 
nicht festgestellt. Für die Beförderungspraxis bei Beurlaubungen für den 
Schuldienst in Nordschleswig verfügt das Bildungsministerium über eine 
eigene Richtlinie. Restriktionen, dass Beförderungen nur vorzunehmen sind, 
wenn die Beurlaubung zeitnah endet, enthält die Richtlinie nicht. 
 
Aus einer Beförderung während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
folgen nicht unmittelbar höhere Personalausgaben. Wird ein Beamter wäh
rend der Beurlaubung auf Dauer dienstunfähig, erhält er aber gegebenen
falls Versorgungsbezüge aus einem Amt heraus, in dem er nicht einen Tag 
Dienst geleistet hat. Die Staatskanzlei sollte die Personalpraxis in der 
Landesverwaltung daher kritisch prüfen und für alle Ressorts einheitliche 
Regelungen vorgeben. 

 
7.2.5 Versorgungsrechtliche Aspekte stärker in den Blick nehmen 

 
Nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
(SHBeamtVG)2 ist die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge grund
sätzlich nicht ruhegehaltfähig. 
 
Die Zeit der Beurlaubung kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich
tigt werden. Geht der Beamte während der Beurlaubung einer Erwerbstätig-

 
1  Vgl. Praxis der Kommunalverwaltung Schleswig-Holstein C-17, LBG § 62 2.4.2, beck-

online. 
2  Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Versorgung der Beamtinnen und Beamten 

sowie Richterinnen und Richter (Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein - 
SHBeamtVG) vom 26.01.2012, zuletzt geändert am 29.01.2025 (GVOBl. Schl. H. 2025 
Nr. 17). 
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keit nach, ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass ein Versorgungs
zuschlag - also eine „Ausgleichszahlung“ für die dem Land entstehenden 
Versorgungslasten - gezahlt wird. Nur im Einvernehmen mit dem Finanz
ministerium kann die oberste Dienstbehörde des Beamten auf die Erhe
bung eines Versorgungszuschlags verzichten. 
 
Für die Tätigkeit als Auslandsdienstlehrkraft oder Ortslehrkraft an einer 
Deutschen Auslandsschule hat das Finanzministerium eine Ausnahme in 
den Verwaltungsvorschriften zum Beamtenversorgungsgesetz vorgesehen: 
Zeiten der Beurlaubung werden generell als ruhegehaltfähig anerkannt, 
wenn der Bund - auf Basis einer bestehenden Vereinbarung - für die Zeit 
der Beurlaubung den Versorgungszuschlag auf der Grundlage der halben 
Bemessungsgrundlage übernimmt. 
 
Durch die Halbierung der Bemessungsgrundlage finanziert das Land die 
Tätigkeit einer Auslandsdienstlehrkraft oder Ortslehrkraft spätestens mit 
Beginn der Zahlung von Versorgungsbezügen mit. Aufgrund der modifi
zierten Bemessungsgrundlage entgehen dem Land pro Lehrkraft und Jahr 
rein rechnerisch mindestens 9.800 €. 
 

7.3 Fazit 
 
Um die beschriebenen Defizite zu beseitigen, müssen die Ressorts ver
schiedene Maßnahmen ergreifen: 
 
Neben der Eingabequalität in KoPers muss die Personalsachbearbeitung 
deutlich verbessert werden. Dies bedingt unter anderem, dass 
 
• die Prüfung von Tatbestandmerkmalen ordnungsgemäß durchgeführt 

und Ermessen erkennbar ausgeübt wird und 
• die Grundsätze der Aktenführung im Hinblick auf Vollständigkeit und 

Nachvollziehbarkeit der Akten stärker beachtet werden. Dies gilt insbe
sondere auch für gegebenenfalls erhaltene Versorgungszuschlagszah
lungen. 

 
Die Staatskanzlei sollte prüfen, ob den Ressorts ein einheitliches Antrags
formular für Beurlaubungen mit den wichtigsten Tatbeständen zur Verfü
gung gestellt werden kann. Ein solches Formular könnte neben Bearbei
tungsfeldern, mit denen die Prüfung der Tatbestandsmerkmale dokumen-
tiert werden kann, als Anlage alle nach § 66 Abs. 1 LBG erforderlichen 
Hinweise enthalten. 
 
Die Staatskanzlei kündigt an, mit den Personalreferenten der Ressorts zu 
erörtern, ob und gegebenenfalls in welcher Form ein einheitlicher Vordruck 
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eingeführt werden soll. Das Bildungsministerium beabsichtigt, die  
Hinweispflichten in seinem Vordruck zu ergänzen. Soweit ein landesein
heitlicher Vordruck entwickelt wird, werde es diesen einführen. 
 
Der LRH bestärkt Staatskanzlei und Bildungsministerium in ihrem beab
sichtigten Vorgehen. Die Erörterung mit den Personalreferenten sollte die 
Staatskanzlei zügig angehen. 
 
Bei der Länge von Beurlaubungen müssen die Ressorts folgenden Grund
satz beachten: Je länger Beurlaubungen andauern, umso rechtfertigungs
bedürftiger ist in der Regel eine bewilligende Entscheidung. Die Staats
kanzlei sollte prüfen, ob die in § 65 LBG geregelte Höchstdauer wieder auf 
15 Jahre gesenkt werden soll. 
 
Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass die derzeitige Höchstdauer der 
Beurlaubung von 17 Jahren auf die auf das vollendete 67. Lebensjahr an
gehobene Altersgrenze zurückzuführen sei. Bei einer Absenkung ent-
stünde eine rechnerische Lücke zwischen dem Antragsalter „Vollendung 
des 50. Lebensjahres“ für eine Beurlaubung nach § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG  
(Altersurlaub) und der angehobenen Altersgrenze. 
 
Der LRH merkt an, dass ein Antrag auf Altersurlaub in anderen Bundes
ländern1 nicht bereits mit der Vollendung des 50. Lebensjahres, sondern 
erst deutlich später gestellt werden kann. Die Entstehung einer rechneri
schen Lücke könnte folglich durch ein angepasstes Antragsalter vermieden 
werden. 
 
Beförderungen während laufender Beurlaubungen sollten restriktiv durch
geführt werden. Neben der Frage, wie lange der Beamte bereits beurlaubt 
ist, sollte berücksichtigt werden, wann der Beamte in den aktiven Dienst 
zurückkehrt und sich im neuen Statusamt bewähren kann. Die Staatskanz
lei sollte dies in einem Erlass einheitlich regeln. 
 
Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass einheitliche Vorgaben zu Beför
derungen notwendigen Einzelfallentscheidungen nicht gerecht werden. Auf-
grund bereits bestehender und in Zukunft weiterzuentwickelnder normati
ver Regelungen seien entsprechende Vorgaben auch nicht erforderlich. 
Die Prüfung des LRH habe aber Anlass gegeben, die Sensibilität für die 
Einhaltung der bestehenden Regelungen zu erhöhen. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Ein Erlass, der Voraussetzungen 
und Restriktionen für Beförderungen während einer Beurlaubung für die 

 
1  Etwa in Berlin und in Thüringen. 
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Ressorts zusammenfasst, trägt zu einem landeseinheitlichen Vorgehen 
bei. Soweit in Einzelfallentscheidungen ein abweichendes Vorgehen erfor
derlich sein sollte, wäre dies entsprechend zu begründen. 
 
Vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage gilt zudem: Erhält 
das Land bei Anerkennung der Ruhegehaltfähigkeit der Beurlaubung keine 
oder nur anteilige Versorgungszuschläge, sollten die Ressorts gerade län
gere Beurlaubungen sehr kritisch betrachten. Bei Auslandsdienstlehrkräften 
und Ortslehrkräften sollte die Staatskanzlei mit dem Bund in Verhandlun
gen über die Zahlung der Versorgungszuschläge auf Basis einer höheren 
Bemessungsgrundlage eintreten.  
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